
   
 

 

 

 

DIE LINKE im Beirat Neustadt beantragt, der Beirat möge beschließen: 

 

Antrag auf Erörterung der "Umsetzung der beschlossenen 

Drogenhilfestrategie" auf der nächsten Beirätekonferenz 
 

Der Beirat Neustadt beantragt gemäß § 4 Absatz 3 der Geschäftsordnung der 

Beirätekonferenz in Bremen, das Thema "Umsetzung der beschlossenen 

Drogenhilfestrategie" auf der nächsten Sitzung der Bremer Beirätekonferenz am 15. Mai 

2025 zu behandeln. 

 

Begründung 

 

Am 12. Dezember 2023 hat der Bremer Senat eine integrierte Drogenhilfestrategie 

beschlossen, um insbesondere der sich verstärkenden Crackszene und ihren Auswirkungen 

auf die Stadtgesellschaft entgegenzuwirken. Diese Strategie umfasst eine Vielzahl 

aufeinander abgestimmter Maßnahmen, die sowohl gesamtstädtisch - als auch auf 

Stadtteilebene wirken sollen. Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf der Unterstützung 

der Stadtteile, da durch verstärkte Polizeieinsätze im Bereich des Bremer Hauptbahnhofs 

eine Verlagerung der Problematik in verschiedene Stadtteile erfolgt ist.  

  

So kämpft die Neustadt seit 2022 mit der Ausbreitung der Drogenszene in den Stadtteil. Die 

Gefährdung des Lucie Flachmann Platzes mit seinen Umwelt-, Bildungs- und 

Klimaschutzprojekten konnte nur durch Verlegung des Containers an die Kehre am 

Hohentorspark verhindert werden. Trotz großem Einsatz von Innerer Mission, Polizei, 

Stadtreinigung, Ortsamt und Stadtteilbeirat ist auch diese Aufenthaltsmöglichkeit für die 

Drogenkranken grenzwertig und eine hohe Belastung der Nachbarschaft und des Parks nicht 

von der Hand zu weisen. Als eine von den in der „Integrierten Drogenhilfestrategie für 

notwendig erachteten Maßnahmen muss die von Anfang an nur als Übergangslösung 

gedachte Container-Unterbringung dringend durch angemessene stationäre Drogenhilfe-

Einrichtung in der Neustadt abgelöst werden. 

 

Angesichts der aktuellen Haushaltsnotlage stehen die im Senat beschlossenen Maßnahmen 

nun offenbar zur Disposition. Es besteht die Gefahr, dass aufgrund fehlender finanzieller 

Mittel die Umsetzung der Strategie nicht vollständig erfolgt oder einzelne Angebote 

gestrichen werden. Dies würde die Wirkung der Gesamtstrategie erheblich schwächen und 

dazu führen, dass bestehende Probleme nicht gelindert, sondern verschärft werden. 

 

Die integrierte Drogenhilfestrategie ist ein notwendiger und richtiger Schritt zur Bewältigung 

der Herausforderungen, die durch die verstärkte Verbreitung von Crack sowie den aktuell  

 



   
 

 

den Markt überschwemmenden synthetischen Opiaten in Bremen entstanden sind. Ihre 

konsequente Umsetzung ist essenziell, um die Situation zu entspannen und nachhaltige 

Erfolge zu erzielen Daher appellieren wir an den Senat und die zuständigen Stellen, sich zu 

den getroffenen Beschlüssen zu bekennen und die Umsetzung der Strategie vollumfänglich 

sicherzustellen. Aufgrund der stadtweiten Bedeutung des Themas sollte dieses Thema auf 

die Tagesordnung der nächsten Beirätekonferenz gesetzt werden. 

 
 


